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552 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über die Legitimation durch nach-
folgende Ehe durch die Niederlande

5 5 3 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Republik Rumänien
über die gegenseitige Förderung und Sicherung sowie den gegenseitigen
Schutz von Investitionen
(NR: GP XIV RV 387 AB 576 S. 63. BR: AB 1714 S. 366.)

554 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und der
Regierung der Argentinischen Republik andererseits über die Anerkennung
von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich

552 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 14. November 1977 betreffend die
Ratifikation des Übereinkommens vom
10. September 1970 über die Legitimation
durch nachfolgende Ehe durch die Nieder-

lande

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundes-
rates haben die Niederlande ihre Ratifikations-
urkunde zum Übereinkommen über die Legi-
timation durch nachfolgende Ehe (BGBl. Nr. 102/
1976, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 326/1976) für das König-
reich in Europa und für die Niederländischen
Antillen am 1. Juli 1977 hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde haben die Niederlande gemäß Artikel 2

Buchstaben b und c des Übereinkommens den
Vorbehalt erklärt, daß eine Legitimation, die den
Bestimmungen des innerstaatlichen Heimatrechts
des Vaters oder der Mutter entspricht, in den
Niederlanden und auf den Niederländischen
Antillen dennoch nicht als wirksam angesehen
wird, wenn einer der Partner der Ehe, die die
Legitimation zur Folge hat, niederländischer
Staatsbürger ist und die Ehe in dem betreffenden
Hoheitsgebiet des Königreichs nicht vor dem
Standesbeamten geschlossen oder diese Ehe in
einem fremden Staat nicht entsprechend dem
Recht dieses Landes geschlossen worden ist.

Kreisky

5 5 3 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der

Sozialistischen Republik Rumänien
übet die gegenseitige Förderung und
Sicherung sowie den gegenseitigen Schutz

von Investitionen

Die REPUBLIK ÖSTERREICH und
Die SOZIALISTISCHE REPUBLIK
RUMÄNIEN
in der Absicht, die wirtschaftliche Zusammen-

arbeit zwischen den beiden Staaten zu vertiefen,
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in dem Bestreben, günstige Bedingungen für
Investitionen zu schaffen, die von rumänischen
juristischen Personen in Österreich und von
österreichischen Staatsbürgern und Gesellschaften
in Rumänien gemacht werden,

in der Erkenntnis, daß die gegenseitige Förde-
rung und der gegenseitige Schutz von Investitionen
durch diesen Vertrag zur Belebung wirtschaft-
licher Initiativen beitragen werden,

in dem Wunsch, die Bedingungen für die Durch-
führung von Projekten der wirtschaftlichen und
industriellen Kooperation in bezug auf den Schutz
der Interessen der Partner solcher Projekte, ein-
schließlich des Rechtsschutzes für Vermögens-
werte jeder Art, weiter zu verbessern,

im Bewußtsein der Bedeutung des Beitrags,
den eine Verbesserung der Geschäftskontakte und
das damit verbundene Anwachsen des Vertrauens
in den Geschäftsverbindungen zur Entwicklung
der Handels- und Wirtschaftsbeziehungen leisten
könnte, wie es in den Schlußakten der Konferenz
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
in Helsinki vorgesehen ist,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Begriffsbest immungen

Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der
Ausdruck

(1) „Investitionen" den Besitz folgender Rechte
eines österreichischen Staatsbürgers oder einer
österreichischen Gesellschaft in Rumänien bzw.
einer rumänischen juristischen Person in Österreich
in Übereinstimmung mit den für Investitionen
geltenden Rechtsvorschriften beider Länder:

a) Eigentum und andere dingliche Rechte an
beweglichen Sachen ;

b) Beteiligungen an Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und Aktiengesell-
schaften ;

c) Urheberrechte, Patent-, Marken- und Muster-
rechte; know how und good will;

d) vertraglich begründete Ansprüche auf Geld
oder geldwerte Leistungen, einschließlich
Mietrechte, mit einer tatsächlichen Laufzeit
von mehr als sechs Monaten;

(2) „Erträgnisse" Beträge, die in der Form
von Dividenden, Gewinnanteilen und anderen
Einkünften aus einer Investition netto anfallen.
Nicht entnommene Erträgnisse sind als eine
Mehrung des Vermögens zu betrachten und ge-
nießen deshalb als Teil der Investition den gleichen
Schutz wie diese.
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(3) „Juristische Person" in bezug auf die
Sozialistische Republik Rumänien: rumänische
Unternehmen, die nach rumänischem Recht er-
richtet worden sind und ihren Sitz in Rumänien
haben.

(4) „Gesellschaften" in bezug auf Österreich:
Juristische Personen und Personengesellschaften
des Handelsrechts, die nach österreichischem
Recht errichtet worden sind und ihren Sitz in
Österreich haben, gleichviel, ob die Haftung
ihrer Gesellschafter oder Mitglieder beschränkt
oder unbeschränkt und ob ihre Tätigkeit auf
Gewinn gerichtet ist oder nicht. Dazu gehört
ferner die Öffentliche Hand mit Beziehung auf
die von ihr betriebenen unselbständigen wirt-
schaftlichen Unternehmen.

Artikel 2

Förderung und Garant ien

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheits-
gebiet in Übereinstimmung mit ihren Rechts-
vorschriften die in diesem Vertrag vorgesehenen
Investitionen von österreichischen Staatsbürgern
und Gesellschaften in Rumänien bzw. rumänischer
juristischer Personen in Österreich zulassen, sie
nach Möglichkeit fördern und die erforderlichen
Genehmigungen erteilen.

(2) Die gemäß Absatz 1 durchgeführten Investi-
tionen genießen im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei Schutz und Sicherheit, wie es in
diesem Vertrag vorgesehen ist.

Artikel 3

Meis tbegüns t igung

(1) In Übereinstimmung mit Artikel 1 Absatz 1
wird jede Vertragspartei auf ihrem Hoheitsgebiet
Investitionen österreichischer Staatsbürger und
Gesellschaften in Rumänien bzw. rumänischer
juristischer Personen in Österreich eine gerechte
und billige Behandlung zuteil werden lassen,
die mindestens derjenigen gleichkommt, die jede
Vertragspartei Investitionen dritter Länder zu-
gestanden hat, mit denen ähnliche Verträge in
Kraft sind.

(2) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei oder aus völkerrechtlichen
Verpflichtungen, die neben diesem Vertrag
zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in
Zukunft begründet werden, eine günstigere
Regelung für die in diesem Vertrag vorgesehenen
Investitionen, so bleibt diese Regelung durch den
vorliegenden Vertrag unberührt.

(3) Jede Vertragspartei wird jede andere Ver-
pflichtung einhalten, die sie in bezug auf Investi-
tionen österreichischer Staatsbürger und Gesell-
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schaften in Rumänien bzw. rumänischer juristi-
scher Personen in Österreich übernommen hat.

(4) Die im Absatz 3 genannten Verpflichtungen
der Vertragsparteien umfassen nur die von den
zuständigen Stellen der Vertragsparteien in Aus-
übung der öffentlichen Gewalt übernommenen
Verpflichtungen.

Artikel 4

Enteignung und Entschädigung

(1) Eine Vertragspartei darf Investitionen, die
gemäß diesem Vertrag vorgenommen worden
sind, nur auf Grund ihrer Rechtsvorschriften und
nur zum allgemeinen Wohl gegen volle Ent-
schädigung enteignen. Diese Entschädigung muß
unverzüglich geleistet werden sowie verwertbar
und frei transferierbar sein. Für die Festsetzung
und Leistung der gesamten Entschädigung muß
im Zeitpunkt der Enteignung Vorsorge getroffen
sein.

(2) Enteignung im Sinne des Absatzes 1 ist
die durch eine hoheitliche Maßnahme verfügte
Entziehung — auch Verstaatlichung — einer
Investition oder eine sonstige hoheitliche Maß-
nahme mit gleichen oder ähnlichen Folgen.

(3) Österreichische Staatsbürger und Gesell-
schaften in Rumänien bzw. rumänische juristische
Personen in Österreich, die durch Krieg, be-
waffnete Auseinandersetzungen oder durch
Handlungen, die die öffentliche Ordnung ge-
fährden, Verluste an den im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei gelegenen Investitionen
erleiden, werden von dieser Vertragspartei eine
angemessene Entschädigung erhalten, die die
erlittenen Verluste decken muß.

(4) In allen in diesem Artikel geregelten Ange-
legenheiten werden die Vertragsparteien die
Ansprüche von österreichischen Staatsbürgern
und Gesellschaften in Rumänien bzw. rumänischen
juristischen Personen in Österreich nicht un-
günstiger behandeln als gleichartige Ansprüche
von Staatsbürgern, juristischen Personen und
Gesellschaften dritter Staaten.

Artikel 5

Meinungsverschiedenheiten
über Investi t ionen

Falls eine Meinungsverschiedenheit über eine
Entschädigung gemäß Artikel 4 zwischen einem
österreichischen Staatsbürger oder einer öster-
reichischen Gesellschaft in Rumänien bzw. einer
rumänischen juristischen Person in Österreich
und der Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet
die Investition durchgeführt worden ist, besteht,
ist jede Seite berechtigt, nach Eintritt der Rechts-
kraft der endgültigen Entscheidung der zu-
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ständigen nationalen Behörde diese Meinungs-
verschiedenheit dem internationalen Zentrum zur
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten gemäß
dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen
Staaten und Angehörigen anderer Staaten zur
Schlichtung bzw. zum Schiedsspruch zu unter-
breiten.

Artikel 6

Transfer

Jede Vertragspartei wird im Rahmen ihrer
geltenden Rechtsvorschriften den unverzüglichen
Transfer in der Währung, in der die Investition
durchgeführt wurde, oder in jeder anderen ver-
einbarten konvertierbaren Währung für folgende
Beträge gestatten:

a) Erträgnisse und andere laufende Erträge,
die aus der Investition stammen.

b) Erlöse aus der Liquidation von Investitionen
und Entschädigungen gemäß Artikel 4.

c) Einkünfte von Personen, welche die Er-
laubnis haben, im Rahmen einer auf dem
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei
durchgeführten Investition zu arbeiten.

Artikel 7

Währung

(1) Soweit die Beteiligten einer Investition
nicht eine abweichende, von den zuständigen
Stellen der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet
sich die Investition befindet, zugelassene Regelung
getroffen haben, erfolgen Transferierungen nach
Artikel 4, 5 und 6 unverzüglich in jener frei
konvertierbaren Währung, in der die Investition
erfolgte, oder in jeder anderen vereinbarten frei
konvertierbaren Währung zu dem am Tage des
Transfers jeweils geltenden Kurs.

(2) „Unverzüglich" nach Absatz 1 erfolgen
Transferierungen, die innerhalb einer Frist vor-
genommen werden, die normalerweise zur Be-
achtung der Transferformalitäten erforderlich
ist. Die Frist beginnt an dem Tage, an dem das
Ersuchen mit den erforderlichen Unterlagen
ordnungsgemäß bei der zuständigen Stelle einge-
reicht worden ist, und darf unter keinen Um-
ständen zwei Monate überschreiten.

Artikel 8

Anerkennung der Übernahme von Rechten
und Pflichten

Wenn eine Vertragspartei gemäß ihrer Rechts-
ordnung auf Grund einer Garantie die Rechte
und Verpflichtungen aus einer Investition —
einschließlich von Steuern und Abgaben — über-
nimmt, wird die andere Vertragspartei diese
Übernahme anerkennen.
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Artikel 9

Abgaben

Die Bestimmungen dieses Vertrages gelten mit
Ausnahme von Artikel 4 und 5 nicht im Zu-
sammenhang mit der Erhebung von Abgaben.

Artikel 10

Zuständigkeitsvereinbarungen

Für die Geltendmachung von Rechtsansprüchen
aus Investitionen, deren Erträgnissen sowie aus
anderen Forderungen, die in unmittelbarem
rechtlichen Zusammenhang mit Investitionen
stehen, erkennen die Vertragsparteien an

1. schriftliche Vereinbarungen, durch die sich
die Partner einer Investition für eine Zivil- oder
Handelssache der Zuständigkeit der Gerichte einer
Vertragspartei unterworfen haben;

2. schriftliche Vereinbarungen, durch die sich
die Partner verpflichtet haben, alle oder einzelne
Streitigkeiten, die zwischen ihnen aus einem
bestimmten Rechtsverhältnis, sei es vertraglicher
oder nichtvertraglicher Art, bereits entstanden
sind oder künftig entstehen, einem schieds-
richterlichen Verfahren im Hoheitsgebiet einer
Vertragspartei zu unterwerfen.

Artikel 11

Vollstreckbarkeit von Entscheidungen

(1) Die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei
von einem Gericht, das auf Grund einer Verein-
barung nach Artikel 10 Absatz 1 zuständig ge-
wesen ist, gefällten Entscheidungen in einer
Zivil- oder Handelssache werden im Hoheitsgebiet
der anderen Vertragspartei anerkannt und voll-
streckt, wenn sie folgende Voraussetzungen er-
füllen:

1. Die Anerkennung bzw. Vollstreckung der
Entscheidung darf nicht gegen die öffentliche
Ordnung der Vertragspartei verstoßen, in deren
Hoheitsgebiet sie geltend gemacht wird.

2. Der Anerkennung bzw. Vollstreckung der
Entscheidung darf nicht die Wirkung der ent-
schiedenen Rechtssache entgegenstehen.

3. In der betreffenden Sache darf nicht ein
Gericht der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet
die Entscheidung geltend gemacht wird, oder
ein Gericht eines " dritten Staates ausschließlich
zuständig gewesen sein.

4. Im Fall einer Versäumnisentscheidung muß
die das Verfahren einleitende Ladung oder Ver-
fügung der säumigen Partei, gegen die die Ent-
scheidung geltend gemacht wird, rechtzeitig,
sei es zu eigenen Handen oder an ihren Vertreter,
zugestellt worden sein; hatte die Zustellung im
Hoheitsgebiet der Vertragspartei zu geschehen,
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in dem sie geltend gemacht wird, so muß sie
im Rechtshilfeweg bewirkt worden sein.

5. Die Entscheidung muß nach dem Recht
der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sie
ergangen ist, in Rechtskraft erwachsen sein; wird
die Vollstreckung begehrt, so muß die Ent-
scheidung nach diesem Recht auch vollstreckbar
sein.

(2) Der Absatz 1 Zahl 1, 2, 3 und 5 ist auch
auf Vergleiche anzuwenden, die im Hoheitsgebiet
einer Vertragspartei vor einem Gericht geschlossen
worden sind, das auf Grund einer Vereinbarung
nach Artikel 10 Absatz 1 zuständig gewesen ist.

(3) Der Absatz 1 ist auch auf die im Hoheits-
gebiet einer Vertragspartei gefällten Schieds-
sprüche, denen eine Schiedsvereinbarung nach
Artikel 10 Absatz 2 zugrunde liegt, der Absatz 1
Zahl 1, 2, 3 und 5 auch auf die in einem schieds-
gerichtlichen Verfahren geschlossenen Vergleiche
anzuwenden, wenn diesem Verfahren eine Schieds-
vereinbarung nach Artikel 10 Absatz 2 zugrunde
liegt.

Artikel 12

Verfahrensbes t immungen

(1) Die Partei, die die Anerkennung einer
gerichtlichen Entscheidung verlangt oder deren
Vollstreckung beantragt, hat beizubringen

1. eine mit der amtlichen Unterschrift und dem
amtlichen Siegel versehene Ausfertigung der
Entscheidung, aus der zweifelsfrei hervorgehen
muß, daß die Entscheidung einen Rechtsanspruch
im Sinne des Artikels 10 zum Gegenstand hat;

2. im Fall einer Versäumnisentscheidung eine
gerichtliche Bestätigung über die Art und Zeit
der Zustellung der das Verfahren einleitenden
Ladung oder Verfügung an die säumige Partei;

3. eine gerichtliche Bestätigung über die Rechts-
kraft und gegebenenfalls über die Vollstreckbar-
keit der Entscheidung;

4. die Urschrift oder eine als richtig be-
scheinigte Abschrift der Vereinbarung nach
Artikel 10 Absatz 1.

(2) Wird die Vollstreckung eines vor einem
Gericht geschlossenen Vergleichs beantragt, so
ist eine Ausfertigung des Vergleichs, eine ge-
richtliche Bestätigung über dessen Vollstreckbar-
keit und die Urschrift oder eine als richtig be-
scheinigte Abschrift der Vereinbarung nach
Artikel 10 Absatz 1 beizubringen.

(3) Wird die Anerkennung oder die Voll-
streckung eines Schiedsspruchs oder die Voll-
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Streckung eines in einem schiedsgerichtlichen
Verfahren geschlossenen Vergleiches beantragt,
so sind von der Partei folgende Urkunden bei-
zubringen :

1. eine Ausfertigung des Schiedsspruchs oder
des Vergleiches ;

2. eine Bestätigung über die Rechtskraft und
gegebenenfalls über die Vollstreckbarkeit des
Schiedsspruchs bzw. über die Vollstreckbarkeit
des Vergleiches;

3. im Fall einer Versäumnisentscheidung eine
Bestätigung über die Art und Zeit der Zustellung
der das schiedsgerichtliche Verfahren einleitenden
Ladung oder Verfügung an die säumige Partei;

4. die Urschrift oder eine als richtig bescheinigte
Abschrift der Vereinbarung nach Artikel 10
Absatz 2.

(4) Die Prüfung des Anerkennungs- bzw.
Vollstreckungsantrages hat sich auf die im
Artikel 11 dieses Vertrages jeweils vorgesehenen
Voraussetzungen und auf die nach diesem Artikel
jeweils beizubringenden Urkunden zu beschränken.
Darüber hinaus darf keine Nachprüfung statt-
finden.

Artikel 13

Verpflichtungen der beiden Vertragsparteien
auf Grund von multilateralen Abkommen, deren
Vertragspartner sie sind, bleiben durch die
Artikel 10 bis 12 unberührt.

Artikel 14

Bestehende Invest i t ionen

Diesem Vertrag unterliegen auch Investitionen,
die österreichische Staatsbürger und Gesell-
schaften in Rumänien bzw. rumänische juristische
Personen in Österreich in Übereinstimmung mit
den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei
in deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkraft-
treten dieses Vertrages vorgenommen haben.

Artikel 15

Meinungsverschiedenheiten der Vertrags-
parteien

(1) Im Fall von Meinungsverschiedenheiten
über die Auslegung oder die Anwendung dieses
Vertrages werden die Vertragsparteien zur Herbei-
führung einer Lösung in freundschaftlichem
Geist auf diplomatischem Weg Konsultationen
aufnehmen.

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf
diese Weise nicht innerhalb eines Jahres von dem
Zeitpunkt an beigelegt werden kann, in dem
einer Vertragspartei die Aufnahme der im Absatz 1
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genannten Konsultationen von der anderen
Vertragspartei vorgeschlagen worden ist, kann
sie auf Verlangen einer der Vertragsparteien einem
Schiedsgericht unterbreitet werden.

(3) Das Schiedsgericht wird für jeden einzelnen
Fall gebildet, indem jede Vertragspartei ein
Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf
einen Vorsitzenden einigen, der Staatsbürger eines
dritten Staates sein muß und von den Regierungen
der beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. Die
Mitglieder sind innerhalb von zwei, der Vor-
sitzende innerhalb von fünf Monaten zu bestellen,
nachdem eine Vertragspartei der anderen mit-
geteilt hat, daß sie die Streitigkeit einem Schieds-
gericht unterbreiten will.

(4) Werden die im Absatz 3 genannten Fristen
nicht eingehalten, so kann mangels einer anderen
Vereinbarung jede Vertragspartei den Präsidenten
des Internationalen Gerichtshofes bitten, die er-
forderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt
der Präsident die Staatsbürgerschaft einer der
beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem
anderen Grund verhindert, so soll der Vize-
präsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt
auch der Vizepräsident die Staatsbürgerschaft
einer der beiden Vertragsparteien oder ist auch
er verhindert, so soll das im Rang nächstfolgende
Mitglied des Internationalen Gerichtshofes, das
nicht die Staatsbürgerschaft einer der beiden
Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen vor-
nehmen.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet die ihm
unterbreiteten Meinungsverschiedenheiten nach
Völkerrecht. Das Schiedsgericht entscheidet mit
Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind
bindend.

Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mit-
gliedes sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Vorsitzen-
den sowie die sonstigen Kosten werden von den
beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen ge-
tragen.

(6) Das Schiedsgericht regelt sein Verfahren
selbst.

Artikel 16

Schlußbest immungen

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren, die Rati-
fikationsurkunden werden in Bukarest ausge-
tauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt 60 Tage nach Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. Er
bleibt für einen Zeitraum von zehn Jahren in
Kraft und verlängert sich auf unbestimmte Zeit,
sofern er nicht ein Jahr vor seinem Ablauf von
einer der beiden Vertragsparteien schriftlich auf
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diplomatischem Weg gekündigt wird. Nach Ablauf
von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit
einer Kündigungsfrist von einem Jahr gekündigt
werden.

(3) Für die bis zum Ablauf des vorliegenden
Vertrages durchgeführten Investitionen und die
daraus erworbenen Erträgnisse auf die Dauer des
vorliegenden Vertrages, werden die Vorschriften
dieses Vertrages noch zehn Jahre gültig sein,
beginnend vom Ablaufsdatum.

Geschehen zu Wien, am 30. September 1976
in zwei Urschriften, in deutscher und rumänischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist.

Für die Republik Österreich:

E. BIELKA

Für die Sozialistische Republik Rumänien:

I. AVRAM

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 9. September 1977 ausgetauscht; der Vertrag ist gemäß seinem
Art. 16 Abs. 2 am 8. November 1977 in Kraft getreten.

Kreisky

554.

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits

und der Regierung der Argentinischen
Republik andererseits

über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Die Regierung der Argentinischen Republik
bestätigt, daß zur Ausstellung von Zeugnissen
über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich das
„Secretaría de Estado de Comercio Exterior y
Negociaoiones Económicas Internacionales" er-
mächtigt ist.
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Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allge-
meinen Präferenzsystems verwendeten Form-
blatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes) :
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genann-
ten Formblattes) :
„Hiemit wird auf Grund der durchgeführ-
ten Kontrollen bescheinigt, daß die in
diesem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und
Argentinien sind.

Ort und Datum, Unterschrift und Stempel
der bescheinigenden Stelle"

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb bedien-
ten Maschinen oder Geräten hergestellt worden
sind. Die Verwendung von maschinell erzeugten
Rohmaterialien schließt grundsätzlich handwerk-
lich hergestellte Waren von den nach österreichi-
schem Recht eingeräumten Begünstigungen nicht
aus.

Artikel 3

Die Regierung der Argentinischen Republik
wird jede Änderung bezüglich des im Artikel 1
genannten „Secretaría de Estado de Comercio
Exterior y Negociaciones Económicas Inter-
nacionales" dem Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Das „Secretaría de Estado de Comercio
Exterior y Negociaciones Económicas Inter-
nacionales" leistet bei der Prüfung der Richtig-
keit und Ordnungsmäßigkeit der Zeugnisse den
österreichischen Behörden über deren Ersuchen
Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
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verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr,
sofern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich
auf diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien am 28. Oktober 1977
in zwei Urschriften in der englischen Sprache.

Für den Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie

der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich:

Dr. Ernst Palisek
Ministerialrat

Für die Regierung der
Argentinischen Republik:

Francisco José Pulit
Botschafter

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 9. Dezember 1977 in Kraft.

Kreisky


